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URGENT ACTION 

WILLKÜRLICHE INHAFTIERUNG VON 
MAHAL BALOCH BEENDEN 
PAKISTAN 
UA-Nr: UA-027/2023   AI-Index: ASA 33/6562/2023   Datum: 23. März 2023 – jh 

MAHAL BALOCH, 28 Jahre 

Seit dem 18. Februar 2023 wird die Belutschin Mahal Baloch willkürlich von der Abteilung für 

Terrorismusbekämpfung (CTD) der Polizei in Quetta festgehalten, ohne dass eine Anklage gegen sie vorliegt. Die Polizei 

hatte zuvor ihr Haus rechtswidrig durchsucht. Ihre beiden acht und fünf Jahre alten Töchter wurden nach der 

Durchsuchung von ihr getrennt und ebenfalls für eine Nacht von der Polizei festgehalten. 

Die 28-jährige Belutschin Mahal Baloch wird willkürlich von der Abteilung für Terrorismusbekämpfung (CTD) der 

Polizei von Quetta in der pakistantischen Provinz Belutschistan festgehalten. Sie befindet sich bereits seit über einem 

Monat in Haft, obwohl keine Anklage gegen sie vorliegt. Damit enthält die pakistanische Polizei Mahal Baloch ihr Recht 

vor, nicht willkürlich inhaftiert zu werden und umgehend über die gegen sie vorliegenden Vorwürfe informiert zu 

werden. Ihre Inhaftierung stellt einen Verstoß gegen die internationalen Standards für ein faires Gerichtsverfahren und 

Pakistans internationale menschenrechtliche Verpflichtungen dar, die unter anderem im Internationalen Pakt über 

bürgerliche und politische Rechte festgelegt sind. 

Am 17. Februar 2023 fand eine rechtswidrige Durchsuchung des Zuhauses von Mahal Baloch und ihrer Familie statt. 

Insgesamt wurden sechs Frauen der Familie, darunter Mahal Baloch selbst, ihre acht und fünf Jahre alten Töchter, ihre 

zwölfjährige Nichte, ihre Schwägerin und ihre Mutter festgenommen und über Nacht im Büro der Abteilung für 

Terrorismusbekämpfung (CTD) festgehalten. Am 18. Februar 2023 Mahal Baloch einem Anti-Terror-Gericht vorgeführt, 

das eine siebentägige Untersuchungshaft für sie anordnete. 

Seit ihrer Inhaftierung musste sie bereits viermal vor Gericht erscheinen, wobei die CTD jedes Mal eine Verlängerung 

ihrer Untersuchungshaft beantragte, ohne eine Anklage gegen sie vorzubringen. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die Belutschin Mahal Baloch ist alleinerziehende Mutter ihrer beiden acht und fünf Jahre alten Töchter. Ihr Mann starb 

2016. Mahal Balochs Schwägerin, Bibi Gul Baloch, ist Gründerin und Vorsitzende des Human Rights Council of 

Balochistan (Menschenrechtsrat von Belutschistan), der Menschenrechtsverletzungen in der Provinz Belutschistan 

dokumentiert. Durch den Aktivismus ihrer Familie hat Mahal Baloch selbst an einer Reihe von Protesten teilgenommen 

und sich insbesondere gegen das in Belutschistan verbreitete Verschwindenlassen eingesetzt. Amnesty International 

hat bereits in der Vergangenheit das Verschwindenlassen von Studierenden, Aktivist*innen, Journalist*innen und 

Menschenrechtsverteidiger*innen in der Provinz dokumentiert.  

Am 17. Februar 2023 um 23 Uhr wurde das Haus von Mahal Baloch von zwölf Sicherheitskräften gestürmt. Die 

Sicherheitskräfte legten weder vor noch während der Durchsuchung einen Durchsuchungsbeschluss oder irgendeine Art 

von rechtlicher Grundlage vor. Nach der rechtswidrigen Durchsuchung ihres Hauses wurden Mahal Baloch, ihre acht- 

und fünf Jahre alten Töchter, ihre zwölfjährige Nichte, ihre Schwägerin und ihre Mutter in zwei Autos gezwungen und 

in das Büro der Abteilung für Terrorismusbekämpfung (CTD) der Polizei in der Spinney Road in Quetta gebracht. Mahal 

Baloch wurde sowohl auf der Fahrt als auch im Büro von ihrer Familie getrennt. Ihre Nichte berichtete dem Human 

Rights Council of Balochistan, dass sie Mahal Baloch während der Verhöre schreien hören konnte.  

Nach Angaben des Human Rights Council of Balochistan wurden die inhaftierten Familienangehörigen von Mahal 

Baloch am 18. Februar 2023 freigelassen und an einem abgelegenen Ort ausgesetzt, von wo aus sie 30 bis 45 



 

 

 

 

Minuten laufen mussten, bis sie eine Transportmöglichkeit für den Heimweg fanden. Mahal Baloch wurde noch am 

selben Tag dem Anti-Terror-Gericht (ATC) vorgeführt. Ihre Familie wurde nicht über das Verfahren informiert. Das ATC 

genehmigte eine Untersuchungshaft von sieben Tagen. Nach Ablauf der sieben Tage verlängerte das ATC die Dauer 

ihrer Inhaftierung erneut am 24. Februar und am 4. März. Am 14. März wurde Mahal Baloch dem höherinstanzlichen 

Bezirksgericht vorgeführt, das ihre Haft um weitere zehn Tage verlängerte. Obwohl sie bereits viermal vor Gericht 

erscheinen musste, hat die CTD noch keine Anklage gegen Mahal Baloch vorgebracht.  

Die Menschenrechtskrise in der pakistanischen Provinz Belutschistan hält an. Sie ist geprägt von Berichten über 

Verschwindenlassen und außergerichtliche Hinrichtungen mutmaßlicher militanter Belutsch*innen und Oppositioneller 

– die von der Regierung terroristischer Aktivitäten beschuldigt werden – durch die Sicherheitskräfte. Amnesty 

International nimmt keine Stellung zur Schuld oder Unschuld derjenigen, die an Anschlägen beteiligt gewesen sein 

sollen, die von Regierungen als terroristische Akte eingestuft werden. Alle Menschen haben einen Anspruch darauf, ihre 

nach nationalem und internationalem Recht garantierten Menschenrechte wahrnehmen zu können. Amnesty 

International verurteilt wahllose Angriffe und Anschläge auf die Zivilbevölkerung, die von bewaffneten Gruppen verübt 

werden. Die Organisation erkennt die Pflicht der pakistanischen Behörden an, Verbrechen, einschließlich 

Gewaltverbrechen wie Terrorakte, zu verhindern und zu bestrafen und diejenigen vor Gericht zu stellen, die verdächtigt 

werden, für solche Verbrechen verantwortlich zu sein. Indem die pakistanischen Behörden jedoch Personen, die 

terroristischer Aktivitäten oder Verbindungen zu terroristischen Gruppen verdächtigt werden, verschwinden lässt, 

verletzen sie nicht nur deren Menschenrechte schwer, sondern auch ihre Pflicht, diese Personen im Rahmen eines 

fairen Gerichtsverfahrens anzuklagen und sie im Falle eines Schuldspruchs zu bestrafen.  

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Bitte lassen Sie Mahal Baloch umgehend frei, es sei denn, dass ausreichend belastbares und zulässiges 

Beweismaterial vorliegt, dass sie eine international als Straftat anerkannte Handlung begangen hat. 

▪ Sorgen Sie bis zu ihrer Freilassung bitte dafür, dass ihre Verfahrensrechte gewährleistet sind, dass sie die 

Rechtmäßigkeit ihrer Inhaftierung anfechten kann und dass sie Zugang zu einer fairen Kautionsanhörung hat.  

 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob die 
Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf 
elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt 
werden. 

 
APPELLE AN  
INNENMINISTER 
Honourable Rana Sanaullah Khan 
Minister of Interior 
R-Block Pak Secretariat 
Constitution Ave 
Islamabad 
PAKISTAN 
(Anrede: Dear Honourable Rana Sanaullah Khan / Sehr 
geehrter Herr Minister) 
Fax: 0092 – 51 92 12 026 
E-Mail: secretary@interior.gov.pk 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER ISLAMISCHEN REPUBLIK PAKISTAN 

S.E. Herrn Mohammad Faisal 
Schaperstraße 29 

10719 Berlin 

Fax: 030 – 21 24 42 10 

E-Mail: mail@pakemb.de

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 18. Mai 2023 

keine Appelle mehr zu verschicken. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you to immediately release Mahal Baloch, unless there is sufficient, credible and admissible evidence that 

she has committed an internationally recognized offence. 

▪ Pending her release or charge, authorities must ensure her fair trial rights are guaranteed, that she has the right 

to challenge the lawfulness of her detention and has access to bail hearings. 


